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Grundsätze zur Gestaltung der 
Zusammenarbeit innerhalb der Lebenshilfe 
in Ergänzung zum Corporate Governance 
Kodex*

I Zuständigkeiten der Bundes-, Landes- und Ortsebene 

Verbindliche Grundlagen der Lebenshilfearbeit sind die Satzungen sowie das Grund-
satzprogramm. Die Beschreibung der Aufgaben und Zuständigkeiten der Bundes-, 
Landes- und Ortsebene der Lebenshilfe ist ein komplexer Vorgang, zu dem bereits 
umfangreiche Vorarbeiten früherer Gremien und Arbeitsgruppen vorliegen. 

Eine Übersicht über der Verteilung von Aufgaben und Zuständigkeiten liegt in der Anla-
ge vor. Es wird darüber hinaus empfohlen, auf allen Ebenen den beschlossenen Corpo-
rate Governance Codex sowie der Handreichung zum Auf- und Ausbau von Beratungs-
strukturen für Menschen mit Behinderung und ihre Familien zu beachten.

I Grundsätze der Kommunikation und Zusammenarbeit 

Die Lebenshilfe verfügt auf ihren drei Organisationsebenen über erhebliche Möglich-
keiten zur Gestaltung und zur Beeinfl ussung der Weiterentwicklung der gleichberech-
tigten Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Leben in der Gesellschaft. Es gilt, 
diese durch intelligente Verbesserung und Vernetzung der Strukturen optimal zu nut-
zen. Von besonderer Bedeutung sind ein funktionierender gegenseitiger Informations-
fl uss und gute Kommunikationsstrukturen. In Ergänzung der Darstellung in der Anlage 
werden die nachfolgenden Hinweise gegeben: 

* Aufgabengliederung auf Grundlage des Berichts der nach der Mitgliederversammlung 2008 einberufenen 
Projektgruppe. Das Papier wurde von Bundesvorstand und Bundeskammer im Jahr 2011 als gemeinsame 
Empfehlung einstimmig so beschlossen.

Mitglieder der Projektgruppe Aufgabengliederung und Satzung:

Karsten Geike, Bundesvorstand (Leitung der Projektgruppe bis 2010)
Monika Haslberger, Bundesvorstand
Peter Masuch, Bundesvorstand
Wolfgang Schäfer,  Landesverband Nordrhein-Westfalen
Prof. Dr. Ulrich Bauder, Landesverband Baden-Württemberg
Dr. Karin Holinski-Wegerich, Landesverband Mecklenburg-Vorpommern
Erich Geike, Lebenshilfe Donau-Ries
Jochen Krentel, Lebenshilfe Altenkirchen
Peter Schaumann, Lebenshilfe Pinneberg
Ulrich Bauch, Bundesgeschäftsstelle
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a) Bundesebene 

Auf der Bundesebene kommt der Interessenvertretung durch die Bundesvereinigung 
gegenüber Politik, Gesetzgebung und Verwaltungen entscheidende Bedeutung für die 
Wahrung der Rechte von Menschen mit Behinderung zu. Gleich bedeutsam für die 
erfolgreiche Verbandsarbeit sind die fachliche Kompetenzbündelung und die Kommu-
nikationssteuerung innerhalb der Lebenshilfe. 

• Die Bundesvereinigung nutzt dafür die angemessenen Möglichkeiten der Kommuni-
kation und Abstimmung nach Maßgabe der Satzung und entwickelt die Strukturen 
der Kommunikation mit der Landes- und Ortsebene kontinuierlich weiter. Sie regelt 
den Informations- und Kommunikationsfl uss zur Landesebene und bietet aktuelle 
Informationen auch für die Orts- und Kreisvereinigungen und deren Mitglieder an.

• Fachausschüsse und Projektgruppen haben eine wichtige Funktion für die Erarbei-
tung verbandlicher Positionen und Erkenntnisse. Der Bundesvorstand sorgt für eine 
klare, aufgabenorientierte Arbeitsweise dieser Gremien.

• Das knappe Zeitbudget der Sitzungen von Bundesgremien (insbes. Bundesvorstand, 
Bundeskammer, gemeinsame Sitzungen) sollte stärker für die Bearbeitung inhalt-
licher Fragen der Lebenshilfearbeit genutzt und möglichst wenig mit Regularien be-
lastet werden. Dabei sollte nicht auf Basis „fertiger Vorlagen“ entschieden, sondern 
auf der Grundlage qualifi zierter inhaltlicher Eckpunkte im Sinne echter Ergebnisfi n-
dung diskutiert werden. Die Gewährleistung qualifi zierter Gremienarbeit wird durch 
eine gezielte, gemeinsam mit den Landesverbänden gestaltete „Personalentwick-
lung“ im Hinblick auf die Besetzung von Gremien erleichtert. 

b) Landesebene 

Die Landesverbände als eigenständige Organisation mit ihren Geschäftsstellen sind die 
wichtigen Schaltstellen für eine gut funktionierende Kommunikationsstruktur in der 
Lebenshilfe. Durch gesetzgeberische Zuständigkeitsregelungen (Föderalismusreform) 
ist die Ebene der Landesverbände zunehmend als kompetenter Ansprech- und Ver-
handlungspartner gefragt. Die Landesverbände müssen deshalb zunehmend gegen-
über der Legislative aktiv sein, ihre Tätigkeit darf nicht auf die kritische bzw. mit gestal-
tende Begleitung von Maßnahmen der Exekutive beschränkt bleiben. 

Zu den Grundsätzen der den Landesverbänden obliegenden Steuerungsfunktion in 
einem funktionierenden Lebenshilfe-Netzwerk zählen insbesondere: 

• Die Landesverbände organisieren die Kommunikation mit den Orts- und Kreisver-
einigungen im Bereich ihres Bundeslandes und sorgen für die erforderliche Ab-
stimmung. Gegenüber der Bundesvereinigung haben die Landesverbände eine In-
formations- und Mitwirkungsverpfl ichtung. Die Landesgeschäftsstellen werden in 
Kommunikation zwischen der Bundesvereinigung und der Ortsebene einbezogen, 
soweit ein Informationsbedarf angenommen werden muss. 
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• Die Bundeskammer wünscht die Unterstützung der Geschäftsführer zur Vorberei-
tung wichtiger Themen, die für die Landesverbände von Bedeutung sind. Dazu be-
darf es klarer Aufträge der Bundeskammer oder gemeinsamer Aufträge von Bun-
desvorstand und Bundeskammer an die Geschäftsführerkonferenz. Unabhängig 
davon können und sollen die Geschäftsführer wie bisher Impulse in die Kammer 
geben. Dies kann beispielsweise in der Form von Arbeitspapieren, die aus Unterar-
beitsgruppen der Geschäftsführer kommen, geschehen.   

• Die Landesverbände sorgen für die qualifi zierte Besetzung der Fachausschüsse und 
Projektgruppen der Bundesvereinigung. Dies setzt klare Arbeitsaufträge an die 
Fachausschüsse und  Projektgruppen voraus. Die Anzahl ihrer  Mitglieder soll unter 
Berücksichtigung  der Arbeitsfähigkeit des Gremiums festgelegt werden. Die Lan-
desverbände tragen Sorge für eine regelmäßige Kommunikation mit den von Ihnen 
entsandten Mitgliedern.

• Die Organisation der innerverbandlichen Kommunikation und Diskussion auf re-
gionaler Ebene ist eine primäre Aufgabe der Landesverbände. Das Instrument der 
Regio nalkonferenz kann ein geeignetes Instrument zur verbandlichen Meinungsfi n-
dung sein, eignet sich aber nicht für eine verbindliche verbandliche Willensbildung, 
die in den in den Satzungen festgelegten Gremien. zu erfolgen hat

c) Ortsebene 

Orts- und Kreisvereinigungen der Lebenshilfe als eigenständige Organisationseinheiten 
verfügen über einen großen Handlungsspielraum, auf dessen Grundlage eine breite 
Differenzierung von Maßnahmen und eine dem Bedarf entsprechende Angebotsviel-
falt in unterschiedlicher Ausprägung entstanden sind. 

Die Lebenshilfe-Vereine und deren Organisationseinheiten regeln ihre Aufgabenbe-
reiche in eigenen Zuständigkeiten unter Beachtung der Vorgaben aus Satzungen und 
dem Grundsatzprogramm. Im Zuge der Weiterentwicklung des Hilfesystems mit der 
Zielsetzung der Verwirklichung selbstbestimmter und gleichberechtigter Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung am Leben in der Gemeinschaft (Stichworte Personenzen-
trierung, Inklusion, Sozialraumorientierung) werden Flexibilität und Kreativität bei der 
Angebotsplanung der OV/KV noch erheblich an Bedeutung gewinnen. 

Koordination und Zusammenarbeit mit anderen Lebenshilfeorganisationen und eine 
vertrauensvolle Informations- und Kommunikationsstruktur sind dabei eine wichtige 
Grundlage. Zum innerverbandlichen Kommunikationssystem gehört es auch, dass die 
Ortsebenen Informationen an ihren Landesverband und an die Bundesvereinigung wei-
tergeben,  soweit ein jeweiliger Informationsbedarf vermutet werden kann (Stichworte 
Musterverträge, wichtige Leistungsvereinbarungen oder Gerichtsentscheidungen). Da-
bei ist zu beachten, dass die Landesgeschäftsstellen in die Kommunikation zwischen 
Orts- und Bundesebene einbezogen werden. 
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I Konfl iktmanagement 

Für die Regelung von Konfl ikten ist die betroffene Ebene der Lebenshilfe grundsätzlich 
selbst zuständig. Kann eine krisenhafte Situation von der örtlichen Ebene nicht allein 
bewältigt werden, sollte in der Regel zunächst der Landesverband einbezogen werden. 
Im Falle der Beteiligung der Bundesvereinigung wird ein gemeinsames Vorgehen von 
Bundesvereinigung und Landesverband empfohlen. 

Zu beachten ist jedoch insbesondere § 7 Absatz 3 der Satzung der Bundesvereinigung 
mit den darin beschriebenen Sanktionsmöglichkeiten bei verbandsschädigendem Ver-
halten. Soweit eine Konfl iktsituation Relevanz im Hinblick auf § 7 Abs. 3 der Satzung 
erhält, empfi ehlt sich ein zwischen der Bundesvereinigung und dem zuständigen Lan-
desverband abgestimmtes Vorgehen. Die Befugnis der Bundesvereinigung zum Ein-
schreiten bei nach § 7 Absatz 3 relevanten Vorgängen bleibt unberührt. 

Nach Auffassung der Projektgruppe sind spezifi sche und verbindliche Regelungen für 
ein Konfl iktmanagement nicht möglich. Unter Berücksichtigung der Umstände des Ein-
zelfalles ist sensibel vorzugehen. Zudem gilt der Grundsatz, dass Rechtsverstöße gegen 
straf- oder zivilrechtliche Bestimmungen einer Aufklärung zugeführt werden müssen. 

Laut Beschluß des Bundesvorstandes sollen diese Empfehlungen im Herbst 2013 vom 
Bundesvorstand und der Bundeskammer durchgesehen werden.

Erfahrungen können Andreas Zobel, zuständig für das Gremienmanagement, mitge-
teilt werden.

Andreas Zobel
Tel.: 0 30  20 64 11-112
E-Mail: Andreas.Zobel@Lebenshilfe.de

Aufgabengliederung (Vorstand).indd   5Aufgabengliederung (Vorstand).indd   5 23.02.2012   11:12:5623.02.2012   11:12:56



6

A
uf

ga
be

U
nt

er
pu

nk
te

 / 
A

nm
er

ku
ng

O
V

/K
V

LV
B

uV
B

eo
ba

ch
tu

ng
 g

es
el

ls
ch

af
tl.

 T
re

nd
s

Zu
ar

be
it

Zu
ar

be
it

X
B

eu
au

ftr
ag

un
g/

B
eg

le
itu

ng
 W

is
se

ns
ch

.
pu

nk
tu

el
l

X
E

ra
rb

ei
tu

ng
 G

ru
nd

sa
tz

po
si

tio
ne

n
B

et
ei

lig
un

g
Im

pu
ls

e/
M

ita
rb

ei
t

X
W

ei
te

re
nt

w
ic

kl
un

g 
d.

 G
ru

nd
sa

tz
pr

og
r.

Id
ee

nz
ua

rb
ei

t
Id

ee
nz

ua
rb

ei
t

X
K

om
m

un
ik

at
io

n 
d.

 G
ru

nd
sa

tz
pr

og
r.

X
X

X
U

m
se

tz
un

g 
d.

 G
ru

nd
sa

tz
pr

og
r.

X
X

X
C

or
po

ra
te

 G
ov

er
na

nc
e 

K
od

ex
X

U
nt

er
st

üt
zu

ng
U

nt
er

st
üt

zu
ng

Le
itb

ild
je

de
 E

be
ne

 a
ut

on
om

X
X

X
M

itg
lie

de
rg

ew
in

nu
ng

X
U

nt
er

st
üt

zu
ng

U
nt

er
st

üt
zu

ng
K

oo
rd

in
at

io
n 

de
r F

ac
hd

is
ku

ss
io

n 
un

te
r E

in
be

zi
eh

un
g 

M
m

B
, E

lte
rn

X
X

M
itb

es
tim

m
un

g 
in

 E
in

ric
ht

un
ge

n
X

U
nt

er
st

üt
zu

ng
U

nt
er

st
üt

zu
ng

ak
tiv

e 
Te

ilh
ab

e 
im

 V
er

ei
n

X
X

X
M

itw
irk

un
g 

in
 E

in
ric

ht
un

ge
n

X
qu

al
ifi

zi
er

te
 M

itb
es

tim
m

un
g 

im
 e

V
X

X
X

E
lte

rn
se

lb
st

hi
lfe

X
X

X
G

es
ta

ltu
ng

 V
er

ei
ns

le
be

n 
&

 O
V

/K
V

X
U

nt
er

st
üt

zu
ng

U
nt

er
st

üt
zu

ng
K

om
m

un
al

po
lit

ik
X

K
om

m
un

.v
er

bä
nd

e
K

om
m

un
.v

er
bä

nd
e

La
nd

es
po

lit
ik

 u
nd

 R
eg

io
ne

n
K

on
ta

kt
 M

dL
X

U
nt

er
st

üt
zu

ng
 L

V
B

un
de

sp
ol

iti
k 

un
d 

In
te

rn
at

io
na

le
s

K
on

ta
kt

 M
dB

M
dB

, B
un

de
sr

at
X

ör
tli

ch
e 

E
be

ne
X

U
nt

er
st

üt
zu

ng
re

gi
on

al
e 

E
be

ne
X

X
na

tio
na

le
 E

be
ne

m
it 

V
er

ei
ne

n
m

it 
an

de
re

n 
LV

X
in

te
rn

at
io

na
le

 E
be

ne
m

it 
V

er
ei

ne
n

pu
nk

tu
el

l
X

In
fo

 a
n 

E
in

ze
lm

itg
lie

de
r

X
ei

nz
el

ne
 L

V
X

In
fo

 a
n 

O
V

/K
V

 u
nd

 D
ie

ns
te

X
X

In
fo

 a
n 

LV
 u

nd
 B

uV
X

X
A

bs
tim

m
un

g 
O

V
-B

uV
X

K
on

fli
kt

m
an

ag
em

en
t O

V
X

X
U

nt
er

st
üt

zu
ng

Fö
rd

er
un

g 
de

s 
bü

rg
s.

 E
ng

ag
em

en
ts

X
U

nt
er

st
üt

zu
ng

U
nt

er
st

üt
zu

ng

K
om

m
un

ik
at

io
n 

in
 d

er
 L

eb
en

sh
ilf

eA
uf
ga
be
n

Zu
st
än
di
gk
ei
te
n

G
ru

nd
po

si
tio

ne
n,

 
G

ru
nd

sa
tz

pr
og

ra
m

m
 u

nd
 V

is
io

n

S
ic

he
ru

ng
 d

er
 T

ei
lh

ab
e 

vo
n 

M
en

-
sc

he
n 

m
it 

B
eh

in
de

ru
ng

 in
 d

er
 L

H
S

ic
he

rs
te

llu
ng

 d
er

 D
em

ok
ra

tie
 im

 
E

lte
rn

ve
rb

an
d

In
te

re
ss

en
ve

rtr
et

un
g 

gg
ü.

 P
ol

iti
k 

un
d 

V
er

w
al

tu
ng

, W
ah

ru
ng

 v
on

 R
ec

ht
en

, 
"W

äc
ht

er
am

t"

Zu
sa

m
m

en
ar

be
it 

un
d 

V
er

ne
tz

un
g,

 
m

ei
nu

ng
sp

rä
ge

nd
e 

M
ita

rb
ei

t i
n 

G
re

m
ie

n

Anlagen: Übersicht der Zuständigkeiten

Aufgabengliederung (Vorstand).indd   6Aufgabengliederung (Vorstand).indd   6 23.02.2012   11:12:5623.02.2012   11:12:56



7

A
uf

ga
be

U
nt

er
pu

nk
te

 / 
A

nm
er

ku
ng

O
V

/K
V

LV
B

uV
ko

m
m

un
al

e 
E

be
ne

X
U

nt
er

st
üt

zu
ng

U
nt

er
st

üt
zu

ng
La

nd
es

eb
en

e
X

U
nt

er
st

üt
zu

ng
B

un
de

se
be

ne
X

Fa
ch

pu
bl

ik
at

io
ne

n
pu

nk
tu

el
l

X
S

oz
ia

lp
la

nu
ng

au
f K

re
is

eb
en

e
La

nd
 +

 U
nt

er
st

. O
V

P
la

nu
ng

 u
nd

 E
nt

w
ic

kl
un

g
X

U
nt

er
st

üt
zu

ng
R

ea
lis

ie
ru

ng
X

B
et

re
ib

en
X

pu
nk

t. 
m

it 
Zu

st
. O

V
so

zi
al

re
ch

tli
ch

e 
Fr

ag
en

X
U

nt
er

st
üt

zu
ng

U
nt

er
st

üt
zu

ng
pe

rs
ön

l. 
Zu

ku
nf

ts
pl

an
un

g
X

U
nt

er
st

üt
zu

ng
U

nt
er

st
üt

zu
ng

so
zi

al
re

ch
tli

ch
e 

Fr
ag

en
X

X
ko

nz
ep

tio
ne

lle
 F

ra
ge

n
X

X
P

er
so

na
lfr

ag
en

X
X

H
au

pt
- /

 E
hr

en
am

t, 
N

ac
hf

ol
ge

X
X

O
rg

an
is

at
io

ns
en

tw
ic

kl
un

g
X

X
U

nt
er

st
üt

zu
ng

 M
itg

lie
de

rw
er

bu
ng

X
X

Fi
na

nz
ie

ru
ng

sf
ra

ge
n 

vo
n 

P
ro

je
kt

en
X

X
A

us
üb

un
g 

V
er

ba
nd

sk
la

ge
re

ch
t

X
X

D
at

en
sa

m
m

lu
ng

   
   

   
   

 X
X

B
es

ch
af

fu
ng

 ö
ffe

nt
lic

he
r M

itt
el

X
U

nt
er

st
üt

zu
ng

U
nt

er
st

üt
zu

ng
S

pe
nd

en
ak

qu
is

iti
on

X
K

on
kr

et
e 

P
ro

je
kt

e
X

ka
uf

m
än

n.
 k

or
re

kt
e 

B
et

r.f
üh

ru
ng

 (E
+D

)
X

pu
nk

tu
el

l B
er

at
un

g
M

en
sc

he
n 

m
it 

B
eh

in
de

ru
ng

X
X

X
E

lte
rn

 u
nd

 A
ng

eh
ör

ig
e

X
X

X
E

hr
en

am
tli

ch
e

X
X

X
ha

up
ta

m
tli

ch
e 

M
ita

rb
ei

te
r

X
X

X
Fü

hr
un

gs
kr

äf
te

X
X

K
on

gr
es

se
 u

nd
 F

ac
ht

ag
un

ge
n

pu
nk

tu
el

l
X

X
P

ol
iti

k,
 K

ul
tu

r, 
S

po
rt

X
La

nd
es

eb
en

e
B

un
de

se
be

ne
Fr

ei
ze

it-
 u

nd
 E

rh
ol

un
gs

m
aß

na
hm

en
X

üb
er

re
gi

on
al

V
er

an
st

al
tu

ng
en

D
ur

ch
se

tz
un

g 
vo

n 
R

ec
ht

sp
os

iti
on

en

pe
rs

on
en

ze
nt

rie
rte

 u
nd

 
te

ilh
ab

eo
rie

nt
ie

rte
 A

ng
eb

ot
e

B
er

at
un

g 
vo

n 
P

er
so

ne
n

B
er

at
un

g 
vo

n 
V

er
ei

ne
n 

/ I
ns

tit
ut

io
ne

n

Zu
st
än
di
gk
ei
te
n

S
ic

he
ru

ng
 d

er
 s

ol
id

en
 F

in
an

zi
er

un
g 

(B
er

at
un

g)

Fo
rt-

 u
nd

 W
ei

te
rb

ild
un

g

A
uf
ga
be
n

Ö
ffe

nt
lic

hk
ei

ts
ar

be
it

Aufgabengliederung (Vorstand).indd   7Aufgabengliederung (Vorstand).indd   7 23.02.2012   11:12:5723.02.2012   11:12:57



8

Bundesvereinigung
Lebenshilfe für Menschen
mit geistiger Behinderung e.V.

Raiffeisenstraße 18
35043 Marburg
Tel.: 06421 491-0
Fax:  06421 491-167
Bundesvereinigung@Lebenshilfe.de
www.lebenshilfe.de

Impressum
Herausgeber:

 Bundesvereinigung Lebenshilfe für Menschen 
 mit geistiger Behinderung e.V.
 Raiffeisenstraße 18, 35043 Marburg
 Tel.: 06421 491-0
 Fax: 06421 491-167 

 Leipziger Platz 17, 10117 Berlin
 Tel.: 030 206411-0
 Fax: 030 206411-204

 Bundesvereinigung@Lebenshilfe.de
 www.lebenshilfe.de 

Endredaktion: 

 Monika Haslberger, Wolfgang Schäfer

Gestaltung:

 Heike Hallenberger 

Titelbild:
 
 „Bäume“, Wolfgang Gruner (Lebenshilfe Gießen)

Ort: 

 Marburg, Februar 2012

Aufgabengliederung (Vorstand).indd   8Aufgabengliederung (Vorstand).indd   8 23.02.2012   11:12:5723.02.2012   11:12:57


